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In Sachen

Verkündetll
am 12GMärz 1958 v Kläger und Revisionskläger‚

Prozeßbeyollmächtigte:"”“

g e g e n

Beklagten und Revisionsbeklagteny

hat der ll Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 120 März 1958,
an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr„H a u e i s e n
als Vorsitzandery

Bundesrichter Dr„S t r a u B und

Bundesrichter S o n n e n b e r g
als weitere Berufsrichter‚

Bundessozialrichter S i n n h u b e r und

Bundessozialrichter S a l o m o n s o n
als ehrenamtliche Beisitzcr‚

für Recht erkannt :

Das Urteil des Landessozialgerichts Nordrheine
Westfalen vom 270 Oktober 1955 wird aufgehoben;
die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—
SCheidung an das Landessozialgericht :urückvcr—
wieseno

Die Kostenentscheidung bleibt dem Schlußurtcil
Vorbehalteno

Von Rechts wegen°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


G r ü n d e :

AIo

Die Kläger erhielten seit 1° September 1948 Elternrente nach

der Sozialversicherungsdirektive Nr° 27} sie hatten stets ange—
geben, sie hätten außer einer Invalidenrentc des Klägers M

L;
‚

kein weiteres Einkommen° In dem Bescheid vom 29„August

1952 — Umanerkennungsbescheid — gewährte das Versorgungsamt

(Versorng) Dortmund vom 1° Oktober 1950 an die Elterannte
auch nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG), es berücksichtigte

bei der Berechnung der Rente nur die Invalidenrente des M;

L; ° Bei einer Einkommensprüfung im September 1953 stellte
sich heraus, daß Ma Li_ schon seit etwa 1957 eine freiwil—

lige, laufende Zuwendung von seinem früheren Arbeitgeber, der

R;„MMW%M AG„ in H5
_

l, erhielt; die Zuwendung betrug zu—
nächst 15,——Mark monatlich, vom 1, Dezember 1952 an wurde sie
auf monatlich 25,50 DM erhöht° Durch Bescheid vom 21„Dezembcr

1955 nahm der Beklagte eine "Neufeststellung" vor und rechnete

rückwirkend vom 1° Oktober 1950 an auch diese Zuwendung auf

die Blternrente der Kläger an, In diesem Bescheid stellte er
die Bezüge, die auf Grund des Bescheides vom 29„Auguet 1952

gezahlt wurden, und die Bezüge, die sich bei Berücksichtigung

der Werkszuwendung ergaben, gegenüber, errechnetc so für die

Zeit vom 1, Oktober 1950 bis zum 310 Januar 1954 eine Überzah—

lung von insgesamt 646,—— DM und erklärte, er werde diesen Be—
trag in monatlichen Raten von 15‚—— DM von der laufenden Rente

einbehalten° Den Widerspruch der Kläger wies das Landesversor—

'gungsamt Westfalen durch Bescheid vom 26" Februar 1954 zurück,

Das Sozialgericht (SG„) Dortmund wies die Klage durch Urteil

vom 8° Juli 1955 ab, Die Berufung wies das Landessozialgericht

(LSG„) Nordrhein;Westfalen durch Urteil vom 27.0ktober 1955

zurück: Auch freiwillige Werkszuwendungen seien als sonstiges

Einkommen im Sinne des 5 55 Abs° 2 Satz 1 BVG a„F, auf die Ren—
te anzureChnen; die Kläger hätten die Überzahlung auch verschul—

det, sie hätten verschwiegen, daß M L' von seinem frühe—

ren Arbeitgeber eine Werkszuwendung erhieltc, die Rückforderung

sei deshalb berechtigt„ Das LSG—°ließ die Revision zu° Das Ur—
teil wurde den Klägern am 9° Dezember 1955 zugestellt° Am 19;

' Dezember 1955 legten sie'Revision ein und beantragten,
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das Urteil des LSG und die diesem zugrunde liegenden

Vorentscheidungen aufzuheben,

hilfsweise,

die Sache zur erneuten Verhandlung und entscheidung

an das LSG„ zurückzuverweisen°

Am 12° Januar 1956 begründeten sie die Revision: Das LSG„

’ habe die Vorschrift des 5 55 Abs. 2 BVG nicht richtig ange—
wandt; freiwillige Werkszuwendungen seien nicht als Ein—

kommen im Sinne dieser Vorschrift anzusehen und deshalb

nicht auf die Elternrente anzurechnen, wenn sie lediglich

wegen Bedürftigkeit gewährt würden; dabei komme es nicht

darauf an, ob der Arbeitgeber die Bedürftigkeit im Einzel—

fall vorher prüfe; das LSG° habe aber auch gar nicht fest—
gestellt, gb der Arbeitgeber die Werkezuwendung von der

Bedürftigkeit abhängig mache; insoweit habe es seiner

Pflicht zur erors chung des Sachverhalts nicht genügt und.

damit gegen 5 103 Sozialgerichtsgesetz (SGG) verstoßen;
jedenfalls könne aber der streitige Betrag nicht zurück—

gefordert werden, die Kläger hätten den Bezug der Terkszu—

wendung nicht arglistig verschwiegen; für den angefochte—

nen Bescheid vom 21° Dezember 1955, mit dem der Beklagte

den Bescheid vom 29° August 1952 habe "berichtigen" wol—

len? fehle es auch an einer Rechtsgrundlage? auf eine

Änderung der Verhältnisse könne er nicht gestützt werden?
sie hätten sich nicht geändert, weil M L ' die Zu—

wendung schon seit 1937 erhalten habet ‘ '

110

Die Revision ist zulässig, sie ist auchbegründet°

1„) Die Kläger haben die Aufhebung des Bescheids vom
21„Dezember 1955 und des Widerspruehsbescheids vom
260 Februar 1954 beantragt; durch diese Be$cheide ist

auf die I'=il.ternrente der Kläger vom 1„Oktober 1950 an
die Werksäuwendung der Firma R1 AGQ angereoh—‘

net und eine Überzahlung von 646‚—— DM für die Zeit,

vom 1° Oktober 1950 bis zum 31„ Januar 1954 festge—
stellt worden; der Beklagte hat verfügt, dieser BetragJLaw – Gesetze und Urteile
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sei von den laufenden Rentenbezügen der Kläger einzubehalten„

Die Kläger haben sich in der Klage? in der Berufung und in

der Revision sowohl gegen die Anrechnung der herkszuwendung

auf ihre bisherigen und laufenden Bezüge als auch gegen die

Rückforderung des Betrages von 646‚—— DM gewahdto Sie haben

die ungekürzte Elternrente vom 1„ Oktober 4950 an auf Grund

des Bescheides vom 29° August 1952 erhalten; eine teilweise

Rückforderung der nach diesem Bescheid gewährten Leistungent

ist nur möglich, wenn der Bescheid teilweise rechtswidrig

gewesen ist und wenn ihn der Beklagte deshalb auch rechts—

wirkssm teilweise zurückgenommen hat (vgl° Urteil des erken—

nenden Senats vom 12. 2„ 1958 - 11/9 RV 948/55 — )„ Das Lso„
hat deshalb zunächst prüfen müssen, ob der Beklagte mit Recht

angenommen hat‚ bei der Werkszuwendung handele es sich um

.Einkommen, das als "sonstiges Einkommen" nach 5 51 Abs„ 2 BVG

bei der Berechnung der Elternrente zu berücksichtigen ist"
Wegen des Begriffs des sonstigen Einkommens verweist 5 51 BVG

auf 5 33 Abs° 2 BVG° Nach 5 33 Abs° 2 BVG gelten als sonsti—

ges Einkommen alle Einkünfte in Geld oder Geldeswert ohne
Rücksicht auf ihre Quelle° Wie das Bundessozislgericht (BSG„;

bereits mehrfachentschiedenhat, sind nach der —hier maß—
gebenden — Fassung des 5 53 BVG vor dem“1° Januar 1955 (In—

krafttreten des 3, Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des

BVG) freiwillig und widerruflich gezahlte betriebliche Zu—

wendungen eines früheren Arbeitgebers an einen Rentenberech—

tigten als sonstiges Einkommen bei der Rentenfeststellung

zu berücksichtigen‚ sofern sie ohne Prüfung der Bedürftigkeit

gewährt werden (BSG° 2 so 10; 3 SC 246; ferner Urteil vom
6° 12. 1956 _ 8 RV 359/55 — )0 An dieser Rechtsprechung wird

”festgehalten„ Im vorliegenden Falle hat das LSGC keine Er—

AG? die Werks—hebungen darüber angestellt9 gb die R'"

zuwendung nur nach einer Bedürftigkeitsprüfung gewährt° Hier—

gegen spricht zwar die Tatsache, daß M ; L diese} Zu—

wendung nach seinen Angaben seit etwa 1957 trotz gleichzei—

tigen Bezugs einer Invalidenrente erhält° Dies allein reicht

aber nicht aus, um die entscheidung des LSG° zu stützen° -

Das LSG° hätte ermitteln müssen, nach welchen Grundsätzen

die Firma die Werkszuwendung gewährt7 es hätte die bei der

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


2°)

_5_.

Firma vorhandenen Unterlagen anfordern und würdigen

müssen; ohne diese Erhebungen ist eine bntscheidung

nicht möglich gewesen, Das LSG, hat hiernach @ 35

Abs° 2 BVG unrichtig angewandt, sein Urteil ist des—

halb aufzuheben; da der Sachverhalt nicht genügend

geklärt ist, kann das BSG° nicht selbst entscheiden;
die Sache ist vielmehr zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an des LSG° zurückzuverweisen (& 170

Abs° 2 SGG)°

Das LSG° wird, sofern es auf Grund seiner Ermittlungen

zu dem Ergebnis kommt, daß die Werkszuwendung nicht‘

von der Bedürftigkeit abhängig ist, daß sie also vom

1„Oktober 19Fo an auf die Elternrnnte hat angerechnet

werden müssen, weiter zu prüfen haben, welche recht—

lichen Grundlagen den Beklagten im Dezember 1955 in

der britischen Zone zur Rücknahme des Bescheids vom

29° August 1952 und zur Rückforderung des Betrages

von 646‚—— DM berechtigt haben; ob etwa ein solcher

Bescheid, soweit es sich um die Rücknahme handelt,

auch zwischen dem 1° Januar 1955 und dem 10 April 1955

{dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des VwVG) auf Grund

von 5 84 Abs° 3 BVG nach der Sozialversicherungsan—

ordnung (SVA) Nr° 11 (Ziff° 26) zu beurteilen ist,
oder ob hierfür, weil die Ziff„ 26 der SVA 11 bis

310 Dezember 1952 befristet ist und 5 84 Abs„ 3 BVG
diese Frist jedenfalls ausdrücklich nicht verlängert

(so Urteil des LSG„ Hamburg vom 15° 9° 1954, Breith°

1955 S, 87), nur der Grundsatz des allgemeinen Verw
waltungsrechts in Betracht kommt, daß begünstigende

Verwaltungsakte mit Dauerwirkung, die rechtswidrig

— aber nicht nichtig — geworden sind, zurückgenommen

werden können, sofern die Rechtswidrigkeit durch Um—

stände verursacht ist, die in den "Verantwortungsbe—

reich" der Kläger fallen; 5 77 SGG 1„Halbsatz (vgl„

auch dazu das Urteil vom 12° 2° 1958, 11/9 RV 948/55)
steht der Anwendung dieses Grundsatzes nicht entgegen;1

diese Vorschrift gilt nach 5 77 SGG 2° Halbsntz nur
insoweit, als "durch Gesetz nichts anderes bestimmt

ist"; "Gesetz" ist, wiezchon Art" 2 EGBGB sagt, JedeJLaw – Gesetze und Urteile
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Rechtsnorm; "Rechtsnormen" in diesem Sinne sind ebenso wie

"Normen" des Gewohnheitsrechts auch "anerkannte Rechtsgrund—

sätze" des allgemeinen Verwaltungsrechts„ Sofern die Rück—

nahme des Bescheides berechtigt ist, wird auch die Hebhts—

grundlage für die Rückforderung (@ 47 VWVG)zu prüfen sein;
das LSG„ wird dabei die Erwägungen, die dem Urteil vom 12°
Februar 1958 und dem Urteil des Bundesverwaltungegerichts

vom 28„ Juni 1957 (DÖV 1957 8° 911 : NJW 1958 S„ 154 = DVB1°

1958 S„ 56) zugrunde liegen, für die Urteilsfindung heran—
ziehen müssen°
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